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Flankiernde Massnahmen rasch und wirkungsvoll umsetzen
Das Schweizer Stimmvolk hat am 25. September der Ausdehnung der Personenfreizügigkeit zugestimmt und gleichzeitig die Verstärkung der flankierenden Massnahmen bejaht. Die Verordnung zu den flankierenden Massnahmen II steht jetzt zur Vernehmlassung. Travail.Suisse fordert, dass das bundesrätliche Abstimmungskampfversprechen, schweizweit 150 Inspektoren für Kontrollen gegen Lohndumping einzusetzen, realisiert wird. Ihr Pflichtenheft darf nicht durch zusätzliche, nicht direkt mit der Kontrolle verbundene Aufgaben belastet werden. Zudem sind alle GAV-Bestimmungen auch für die Temporärfirmen ab dem ersten Tag gültig zu erklären. 
Die Ausdehnung der Personenfreizügigkeit ist mit der Verstärkung der bestehenden flankierenden Massnahmen verbunden. Eine Arbeitsgruppe, der auch Travail.Suisse angehörte, hat unter der Leitung des Staatssekretariates für Wirtschaft (seco) die Verordnung zu den Gesetzesvorschriften der flankierenden Massnahmen ausgearbeitet. Das Eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement begrüsst am 10. November 2005 die Sozialpartner zur konferenziellen Vernehmlassung. 

Anzahl und Aufgaben der Inspektoren korrekt festlegen 
Gemäss Verordnung soll sich die Zahl der Inspektoren nach der Grösse und der Struktur des kantonalen Arbeitsmarktes richten. Einflussgrössen sind beispielsweise die Zahl der Arbeitsplätze, die Branchen, das Vorhandensein von allgemeinverbindlich erklärten Gesamtarbeitsverträgen (GAV) und die Lage des Kantons (Grenzkanton ja oder nein).  
Travail.Suisse erinnert daran, dass der Bundesrat im Rahmen des Abstimmungskampfes betont hat, dass schweizweit rund 150 Inspektoren für die Kontrollen gegen Lohndumping eingesetzt werden sollen. Dieses Versprechen muss er jetzt einlösen. Ansonsten setzt er die Wirksamkeit der flankierenden Massnahmen aufs Spiel. 

Die Verordnung sieht weiter vor, dass der Bund und die einzelnen Kantone je eine Leistungsvereinbarung abschliessen. Darin werden die Zahl der Inspektoren festlegt, die Vollzugsziele benannt, die Wirkungsindikatoren definiert und die Pflicht zur Berichterstattung vorgeschrieben. 

Travail.Suisse erachtet es als wichtig, dass zu Beginn insbesondere inputorientierte Faktoren in diese Leistungsvereinbarungen aufgenommen werden. So muss beispielsweise definiert werden, wie oft Kontrollen durchgeführt werden müssen. Für Travail.Suisse ist es unabdingbar, dass die kantonalen tripartiten Kommissionen die Ausarbeitung der Leistungsvereinbarungen begleiten.  

Die Verordnung hält auch fest, welche Aufgaben die Inspektorinnen und Inspektoren haben, d.h., welche Tätigkeiten vom Bund mitfinanziert werden. Dazu gehören die eigentlichen „sichtbaren“ Kontrolltätigkeiten vor Ort sowie die Auswertung der Kontrolle. Allerdings sollen – falls ein Missbrauch festgestellt wurde - die Inspektoren ebenfalls beauftragt werden können, die Aufgabe der Verständigung mit den Arbeitgebern zu übernehmen.

Nach Ansicht von Travail.Suisse ginge es indes zu weit, wenn das Verständigungsverfahren den Inspektoren übertragen würde. Diese Tätigkeit überschreitet bei Weitem das, was unter Kontrolle verstanden werden kann. Zudem soll der Bund nicht plötzlich Tätigkeiten mitfinanzieren, die der Kanton bisher selber ausüben musste.  
Temporärfirmen: frühzeitige Ruhestandsregelungen gelten ab dem 1. Tag 

Der zweite grosse Brocken betrifft die Revision der Verordnung über die Arbeitsvermittlung und den Personalverleih. Ziel ist es, gleich lange Spiesse zu schaffen zwischen den Arbeitgebern, die einem allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsvertrag unterstellt sind, und den Temporärfirmen. 
Beim flexiblen Altersrücktritt – dieser Punkt betrifft insbesondere den Bau - werden zwei Varianten vorgeschlagen: Bei der Variante 1 gilt die Vorruhestandsregelung ab dem ersten Arbeitstag. Die Variante 2 will die Vorruhestandsregelung erst ab dem 91. Arbeitstag einführen. 

Travail.Suisse lehnt die Variante 2 klar ab, da sie zu Missbräuchen anstiften könnte, indem Arbeitnehmende jeweils für weniger als 91 Arbeitstage angestellt werden. Die Variante 1 garantiert gleich lange Spiesse für Branchenarbeitgeber und Temporärverleiher. 
Die Temporärverleiher werden der Beitragspflicht für Weiterbildungs- und Vollzugskosten eines allgemeinverbindlich erklärten GAV ab dem ersten Tag unterstellt. Neu sollen die paritätischen Organe auch Temporärverleiher kontrollieren können. Die Temporärfirmen sind gleich wie die brancheninternen Arbeitgeber zu behandeln. Damit dies gewährleistet werden kann, sind die paritätischen Organe gegenüber dem seco als Aufsichtsbehörde rechenschafts- und berichtspflichtig. 
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